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Gemeinde Zumikon 

Gemeindeversammlung 

Dorfplatz 1 

8126 Zumikon 

Telefon 044 918 78 40 

gemeinde@zumikon.ch 

Protokoll der Gemeindeversammlung  
Datum Dienstag, 9. Juni 2026, 19.00 - 20.50 Uhr 

Ort Gemeindesaal, Gemeinschaftszentrum Zumikon 

Vorsitz Gemeindepräsident Stefan Bührer 

Protokoll Gemeindeschreiber Thomas Kauflin 

Traktandum 
  

1. Jahresrechnung 2025. Genehmigung. 
  

2. Anpassung Gebührenverordnung im Zusammenhang mit dem neuen Par-
kierungskonzept. Kenntnisnahme und Genehmigung.   

 

 

 

Beschlussfähigkeit 

Der Vorsitzende stellt fest, dass folgende Vorbereitungen ordnungsgemäss und gemäss den gesetzlichen 

Bestimmungen erledigt wurden: 

• Einladung zur Versammlung durch die amtliche Publikation und unter Beachtung der gesetzlichen Frist. 

• Bekanntgabe des Traktandums nach den Vorschriften. 

• Aktenauflage in der Gemeindeverwaltung. 

• Auflage des Stimmregisters. 

Die Gemeindeversammlung ist somit beschlussfähig. 

 

Wahl der Stimmenzähler 

Als Stimmenzähler werden folgende Wahlbüromitglieder vorgeschlagen und als gewählt erklärt: 

• Herr Ernst Goetschi, Alte Forchstrasse 27, 8126 Zumikon 

• Herr Andreas Hedinger, Dorfplatz 1, 8126 Zumikon 

• Frau Stefania Schneider, Thesenacher 45, 8126 Zumikon 

• Frau Nicole Wey, Grundstrasse 9, 8126 Zumikon 

 

Stimmberechtigung 

Die nicht stimmberechtigten Personen haben auf separaten Stuhlreihen Platz genommen. 

 

Traktanden 

Es gibt keine Änderungswünsche der Traktandenliste. 
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Zahl der Stimmberechtigten 

Die im Verlauf der Versammlung am 9. Juni 2026 vorgenommene Zählung ergibt, dass 142 Stimmberech-

tigte anwesend sind. 

 

Rechtsmittel 

• Rekurs in Stimmrechtssachen: 

Gegen die gefassten Beschlüsse kann wegen Verletzung von Vorschriften über die politischen Rechte 

und ihre Ausübung innert 5 Tagen schriftlich Rekurs in Stimmrechtssachen (§ 147 ff. GPR, sowie § 19 

Abs. 1 lit. c. i.V. mit § 21a VRG) erhoben werden. Der Rekurs gegen die Verletzung von Verfahrensvor-

schriften an der Gemeindeversammlung setzt voraus, dass diese an der Versammlung von einer stimm-

berechtigten Person gerügt worden ist.  

• Rekurs: 

Gegen die gefassten Beschlüsse kann wegen Verletzungen des übergeordneten Rechts innert  

30 Tagen schriftlich Rekurs erhoben werden (§ 19 Abs. 1 i.V. mit § 19b Abs. 2 lit. c VRG, sowie  

§ 20 Abs. 2 VRG). 

 

Die Rekursschrift muss einen Antrag und dessen Begründung enthalten und ist schriftlich an den Bezirksrat 

Meilen, Postfach, 8706 Meilen, zu richten. Der angefochtene Entscheid sowie allfällige Beweismittel sind so-

weit möglich beizulegen oder genau zu bezeichnen. Die Kosten des Beschwerdeverfahrens hat die unterlie-

gende Partei zu tragen. 
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Gemeindeversammlung  

vom Dienstag, 9. Juni 2026 
 

 

Beleuchtender Bericht. 
 

Traktandum Nr. 1 

 

 Jahresrechnung 2025. Genehmigung. 

Antrag  Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 

   

  1. Die Jahresrechnung 2025 mit einem Ertragsüberschuss von CHF 6'271'027.79 

für die Erfolgsrechnung und mit Nettoinvestitionen von CHF 1'290'251.93 wird 

genehmigt. 

 

2. Der Ertragsüberschuss der Erfolgsrechnung wird dem Eigenkapital zugewiesen. 

 

3. Die Bilanz weist Aktiven und Passiven von je CHF 222'233'502.51 aus. Durch 

den Ertragsüberschuss der laufenden Rechnung erhöht sich das Eigenkapital 

auf CHF 121'176'645.61. 

   

 

Kurzfassung 

  

Die Erfolgsrechnung 2025 weist eine deutliche Verbesserung gegenüber dem 

Budget auf. Während ursprünglich ein Aufwandüberschuss von CHF 4,45 

Mio. erwartet wurde, schliesst die Rechnung mit einem Ertragsüberschuss 

von CHF 6,27 Mio. ab. Dies entspricht einer positiven Differenz von 

CHF 10,72 Mio. Die Einnahmen waren CHF 13,09 Mio. höher, während die 

Ausgaben um CHF 2,36 Mio. über dem Budget lagen.  

 

Der Hauptgrund für die höheren Einnahmen sind die Steuererträge, die um 

CHF 12,27 Mio. über dem Budget lagen. Insbesondere die Steuereinnahmen 

aus früheren Jahren übertrafen die budgetierten Erwartungen um CHF 7,84 

Mio., was in diesem Ausmass nicht absehbar war. Mit einem Ertrag von 

CHF 19,2 Mio. wurde in diesem Bereich zudem ein neuer Höchstwert erreicht. 

 

Auf der Aufwandseite lagen die Ausgaben um CHF 2,36 Mio. über dem 

Budget. Der Aufwandüberschuss ist in erster Linie auf höhere Kosten in der 

Pflegefinanzierung zurückzuführen; die gestiegene Anzahl Pflegefälle führte 

zudem zu Mehrausgaben bei den Ergänzungsleistungen. Weitere Kostenstei-

gerungen ergaben sich in der allgemeinen Verwaltung durch zusätzlich  
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  bewilligte Stellen, zusätzliche Kredite für externe Projekt- und juristische Un-

terstützung sowie durch Abschreibungen nicht aktivierbarer Planungen im Zu-

sammenhang mit den Projekten Dorfplatz, Tiefgarage und Gemeinschaftsze-

ntrum.  

 

Die Investitionsrechnung weist Nettoinvestitionen von lediglich CHF 1,29 Mio. 

aus, was CHF 14,36 Mio. unter dem budgetierten Wert liegt. Durch die Verzö-

gerung der Projekte Dorfplatz und Tiefgarage, die noch nicht gestartete Ge-

samterneuerung des Gemeinschaftszentrums wie auch durch die Nichtreali-

sierung des abgelehnten Projekts Asylunterkunft wurden budgetierte Ausga-

ben in der Höhe von CHF 11,4 Mio. nicht getätigt resp. auf die Folgejahre ver-

schoben. Investitionen in die kommunale Infrastruktur (Strassen, Leitungen), 

konnten zudem günstiger vergeben werden.  

 

Das Nettovermögen der Gemeinde stieg von CHF 52 Mio. auf CHF 61 Mio. 

Die zeitlichen Verschiebungen der bewilligten Projekte führen zu einem verzö-

gerten Mittelabfluss, womit auch das Nettovermögen nicht wie geplant zurück-

ging. 

 

Der Gemeinderat empfiehlt die Annahme der Vorlage. 

 

   

Erläuterungen 

Überblick 

 Der Gemeinderat präsentiert in der Rechnung 2025 einen Ertragsüberschuss von 

CHF 6,27 Mio. Gegenüber dem Budget 2025 stiegen die Einnahmen um CHF 13,09 

Mio., während der Gesamtaufwand um CHF 2,36 Mio. höher lag.  

 

  Budget 2025  Rechnung 2025 

Aufwand CHF 87'124'000.00 CHF 89'488'837.76 

Ertrag CHF 82'674'000.00 CHF 95'759'865.55 

Aufwand- (-) /Ertragsüberschuss CHF - 4'450'000.00 CHF 6'271'027.79 

 

  Die Jahresrechnung 2025 unterscheidet sich vom Budget im Wesentlichen in folgen-

den Punkten:  

 

• Höhere Steuereinnahmen: Die Steuererträge fielen um CHF 12,3 Mio. höher 

aus als budgetiert. Wesentliche Faktoren hierfür waren höhere Einkommens- 

und Vermögenssteuern von natürlichen Personen aus dem Rechnungsjahr so-

wie auch aus Vorjahren, welche massiv höher deklariert resp. veranlagt wurden.  

• Höhere Kosten allgemeine Verwaltung: Mehrkosten von CHF 0,9 Mio. erga-

ben sich in der allgemeinen Verwaltung durch zusätzlich bewilligte Stellen wie 

auch Kosten für temporäre Arbeitskräfte zur Überbrückung von Personalabgän-

gen, zusätzliche Kredite für externe Projekt- und juristische Unterstützung sowie 

durch Abschreibungen nicht aktivierbarer Planungen im Zusammenhang mit den 

Projekten Dorfplatz, Tiefgarage und Gemeinschaftszentrum.  
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• Höhere Kosten Gesundheit und Soziales: Die höhere Anzahl an Pflegefällen 

führte zu Zusatzkosten von CHF 0,80 Mio. gegenüber Budget und erhöhte 

gleichzeitig die Ausgaben für Ergänzungsleistungen zur AHV um CHF 0,63 Mio., 

da mehr Personen auf finanzielle Unterstützung angewiesen waren. 

 

Erfolgsrechnung nach 

Sachgruppen 

 

 

 

Grössere Abweichungen 

 

• Personalaufwand: Der Personalaufwand stieg wegen der neu geschaffenen 

Stelle (Fachstelle Alter), aufgrund zusätzlicher Nachfrage und somit höherer 

Pensen in der Tagesbetreuung und der Musikschule (insg. CHF 0,1 Mio.), wie 

auch im Bereich Schwimmbad und Schwimmbadgastronomie (CHF 0,2 Mio.).  

• Sach- und übriger Betriebsaufwand: Die Mehrkosten von CHF 0,8 Mio. vertei-

len sich auf Kosten für temporäre Arbeitskräfte zur Überbrückung von Personal-

ausfällen und zusätzliche Kredite für externe Projekt- und juristische Unterstüt-

zung von je CHF 0,2 Mio., abgeschriebene Rechnungen aus dem Hochbau u.a. 

wegen nicht realisierter Bauprojekte Dritter aufgrund gerichtlicher Auseinander-

setzungen (CHF 0,36 Mio.) und einer Abschreibung von nicht aktivierbaren Pla-

nungskosten zum Dorfplatz, der Tiefgarage und dem Gemeinschaftszentrum 

(CHF 0,35 Mio.).  

• Abschreibungen Verwaltungsvermögen: Die Verzögerungen von Investitions-

projekten (Dorfplatz, Tiefgarage), die Nichtrealisation (Asylunterkunft) sowie tie-

fere Investitionen wegen günstigerer Vergabe im Strassenbau führten zu weni-

ger Abschreibungen.  

• Finanzaufwand: Der Mehraufwand ist hauptsächlich auf vorzeitig geleistete 

Steuervorauszahlungen zurückzuführen, die entsprechend verzinst werden 

müssen. 

• Transferaufwand: Der Transferaufwand lag um CHF 1,4 Mio. über dem 

Budget. Die grösste Abweichung ergab sich im Bereich der Langzeitpflege: Auf-

grund der steigenden Anzahl an Pflegefällen erhöhten sich sowohl die Kosten 
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der Pflegefinanzierung (CHF 0,4 Mio.) als auch die Ausgaben für Ergänzungs-

leistungen zur AHV (CHF 0,6 Mio.). Zudem wurden mehr Asylsuchende in Integ-

rationsprogramme vermittelt, was zu Mehrausgaben von CHF 0,25 Mio. führte; 

diese werden jedoch vom Kanton Zürich den Gemeinden vollständig zurücker-

stattet. Schliesslich besuchten mehr Schülerinnen und Schüler aus Zumikon 

eine Sonderschule, wodurch zusätzliche Kosten von CHF 0,22 Mio. entstanden.   

• Fiskalertrag: Die sehr gute wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einzelner Steuer-

pflichtigen, welche höhere Steuererträge aus den Vorjahren generierten, resp. 

veranlagt wurden, schlägt sich auch im Jahr 2025 nieder (CHF 7,8 Mio.). Zudem 

wirken sich die Steuerfaktorenanpassungen positiv auf Einnahmen des Rech-

nungsjahres aus (CHF 2,8 Mio.). Ein weiterer Faktor, der zu diesem positiven 

Ergebnis beigetragen hat, sind höhere Grundstückgewinnsteuern (CHF 1,1 

Mio.). 

• Entgelte:  Der gesamte Mehrertrag von rund CHF 0,5 Mio. ist auf höhere Ein-

nahmen im Schwimmbad Juch infolge der vorübergehenden Schliessung des 

Bads Zollikon (CHF 0,2 Mio.) zurückzuführen. Weitere Mehreinnahmen ergaben 

sich durch eine gestiegene Belegung in der Tagesbetreuung und der Musik-

schule (insgesamt CHF 0,18 Mio.) sowie durch höhere Rückerstattungen und 

Kostenbeteiligungen im Bereich Gebäudeunterhalt (CHF 0,1 Mio.). 

• Transferertrag (Beiträge von Bund und Kantonen): Als Folge der höheren 

Ausgaben im Sozialbereich insbesondere im Bereich der Ergänzungsleistungen 

zur AHV und IV wurden höhere Staatsbeiträge vom Kanton ausbezahlt (CHF 0,4 

Mio.). Im Sozialbereich konnten mehr Fälle als angenommen durch Sozialversi-

cherungen abgelöst werden, wodurch die Gemeinde die ausgerichteten Leistun-

gen zurückerhält (0,2 Mio.). 

   

 

 

Investitionsrechnung  Der Überblick über die Rechnung 2025 für die Investitionsrechnung ergibt folgendes 

Bild:  

 

Investitionen Verwaltungsvermögen  

• Steuerhaushalt CHF 1'448'769.17 

55.5 
56.5 

64.6 

60.5 

65.6 

 50.0

 52.0

 54.0

 56.0

 58.0

 60.0

 62.0

 64.0

 66.0

 68.0

2021 2022 2023 2024 2025

In
 M

io
. C

H
F

ALLGEMEINE GEMEINDESTEUERN



 

  Protokoll Gemeindeversammlung vom 9. Juni 2026 832 

 

 

  

• Gebührenhaushalt   CHF -158'516.24 

Investitionen Finanzvermögen   CHF                -1.00 

Total Nettoinvestitionen CHF 1'290'251.93 

 

Die grössten Investitionen 2025 (in CHF) lassen sich wie folgt auflisten: 

• Strassensanierungen  1,20 Mio. 

• Projektierung Gemeinschaftszentrum Gesamterneuerung   0,68 Mio. 

• Erneuerung Wasserleitungen   0,60 Mio. 

• Ersatz Fahrzeuge Feuerwehr  0,24 Mio. 

• Ersatz Aussenlager Hort Schulhaus Juch  0,14 Mio. 

 

Die Nettoinvestitionen betrugen CHF 1,29 Mio. und lagen damit CHF 14,36 Mio. un-

ter dem Budget von CHF 15,65 Mio. So konnten auch im Jahr 2025 die geplanten 

Investitionen ins Projekt Dorfplatz und Tiefgarage nicht gestartet werden, dasselbe 

gilt für den abgelehnten Bau der Asylunterkunft. Geplant waren zusätzliche Mittelab-

flüsse in diese Projekte sowie ins Projekt Gemeinschaftszentrum in der Höhe von 

CHF 11,2 Mio., welche nun nicht getätigt oder sich auf die Folgejahre verschieben 

werden. Planmässig umgesetzt wurden hingegen Investitionen in die kommunale 

Infrastruktur, so in Strassen und Wasserleitungen. 

 

Das Nettovermögen der Gemeinde stieg von CHF 52 Mio. auf CHF 61 Mio. Die zeit-

lichen Verschiebungen der bewilligten Projekte führen zu einem verzögerten Mittel-

abfluss, womit auch das Nettovermögen nicht wie geplant zurückging. 

 

Empfehlung 

 

 Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern, der Vorlage 

zuzustimmen und die Jahresrechnung 2025 zu genehmigen. 

   

Referent  Vorsteher Finanzen André Hartmann 

   

  Zumikon, 30. März 2026 

   

  Gemeinderat Zumikon  

 

 

Stefan Bührer  Martin Sykora  

Gemeindepräsident Stv. Gemeindeschreiber 

 

   

 

   

In der Aktenauflage  • Protokollauszug Gemeinderat vom 30. März 2026 (GR 2026-35), 

• Vollständige Jahresrechnung 2025, mit allen Detail-Konten. 
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Referat des Gemeinderats (Vorsteher Finanzen André Hartmann) 

Der Vorsteher Finanzen André Hartmann präsentiert die Jahresrechnung 2025 und den Antrag an die Ge-

meindeversammlung. Die Rechnung schliesst mit einem Ertragsüberschuss von CHF 6,3 Mio. ab. Die Netto-

investitionen ins Verwaltungsvermögen belaufen sich auf CHF 1,3 Mio. Die Bilanzsumme beträgt CHF 222 

Mio., das Eigenkapital erhöht sich auf CHF 121 Mio. 

 

André Hartmann erläutert, dass das Ergebnis deutlich über den Erwartungen liegt. Während im Budget noch 

ein Aufwandüberschuss von rund CHF 4,4 Mio. vorgesehen war, resultiert nun ein Überschuss von CHF 6,3 

Mio. Die Verbesserung gegenüber dem Budget erklärt sich durch Mehreinnahmen von rund CHF 13,1 Mio., 

denen Mehrausgaben von rund CHF 2,4 Mio. gegenüberstehen. 

 

Auf der Aufwandseite sind insbesondere die Bereiche Gesundheit und Soziales für die Kostensteigerungen 

verantwortlich. Die Pflegefinanzierung liegt aufgrund zusätzlicher Pflegeheimeintritte um rund CHF 

800'000.00 über dem Budget. Gleichzeitig sind die Ergänzungsleistungen zur AHV um rund CHF 600'000.00 

gestiegen. Beide Positionen werden über den Transferaufwand verbucht. 

 

Weitere Mehraufwendungen entstanden im allgemeinen Verwaltungsaufwand. Diese sind auf Springereins-

ätze, externe Projektunterstützungen, unvorhergesehene juristische Beratungen sowie auf höhere Personal-

aufwendungen zurückzuführen. Letztere seien insbesondere durch die steigende Nachfrage in der schuler-

gänzenden Tagesbetreuung, bei der Musikschule und durch einen heissen Sommer im Schwimmbadbetrieb 

entstanden. Bei der Gemeindeverwaltung wurde z.B. die neue Fachstelle Alter und Gesundheit geschaffen. 

 

Auf der Ertragsseite wurden rund CHF 13 Mio. mehr Einnahmen erzielt als budgetiert. Im Bereich der Ergän-

zungsleistungen hatte die Gemeinde nicht nur höhere Ausgaben festzustellen, sondern erhielt auch höhere 

Staatsbeiträge. Hier trägt die Gemeinde rund 30 Prozent der Kosten selbst, während etwa 70 Prozent durch 

kantonale Beiträge gedeckt werden. Ebenfalls höhere Einnahmen ergaben sich durch die gestiegene Nach-

frage nach der Tagesbetreuung in der Schule. Zusätzliche Einnahmen von rund CHF 85'000.00 resultierten 

aus einer Nachverrechnung von Abfallgebühren im Ankenbüel - wie vor einigen Tagen in der Presse zu le-

sen war: Beim Erstbezug der Überbauung Ankenbüel im Jahr 2018 war ein Erfassungsfehler passiert. 

Dadurch wurden die Grundgebühren während mehrerer Jahre nicht in Rechnung gestellt. Die Gemeinde 

habe die Gebühren rückwirkend für die letzten fünf Jahre nachverrechnet. Der Gemeinderat bedauert, dass 

die betroffenen Bewohnerinnen und Bewohner dadurch eine einmalige deutlich höhere Rechnung erhalten 

haben. Die internen Abläufe sind inzwischen angepasst worden, um ähnliche Fehler künftig zu vermeiden. 

 

Die Steuereinnahmen liegen insgesamt rund CHF 12,3 Mio. über dem Budget. Die Grundstückgewinnsteu-

ern fielen aufgrund der anhaltend regen Bautätigkeit nochmals höher aus als erwartet. Diese Steuereinnah-

men verbleiben vollständig bei der Gemeinde, während die übrigen allgemeinen Steuererträge dem kantona-

len Finanzausgleich unterliegen. Bei den ordentlichen Steuern zeigt die Übersicht trotz kontinuierlicher Steu-

erfuss-Senkungen steigende Einnahmen. Der wesentliche Mehrertrag stammt jedoch aus Nachträgen und 

Korrekturen aus früheren Steuerjahren. So belaufen sich die Einnahmen aus Vorjahren auf rund CHF 19,2 

Mio., während im Budget lediglich CHF 11,2 Mio. vorgesehen waren. Die ausgewiesenen Mehrerträge sind 

allerdings nicht vollständig der Gemeinde zugutekommen bzw. werden nicht dauerhaft bei der Gemeinde 

verbleiben. Aufgrund der hohen Steuerkraft von Zumikon wird ein erheblicher Teil dieser Mehreinnahmen mit 
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einer Verzögerung von rund zwei Jahren über den Finanzausgleich wieder abgeschöpft. Nach internen Be-

rechnungen wird sich die Gemeinde damit bei den Finanzausgleichszahlungen mit grossen Schritten der 

Schwelle von CHF 40 Mio. annähern. 

 

Die Investitionen ins Verwaltungsvermögen blieben deutlich hinter den Erwartungen zurück. Statt des 

budgetierten Betrags an Nettoinvestitionen von CHF 15,7 Mio. wurden lediglich rund CHF 1,3 Mio. investiert. 

Dies dürfte ein neuer Negativrekord sein. Realisiert wurden insbesondere laufende Strassensanierungen, 

Wasserleitungserneuerungen, der Abschluss der Projektierung des Gemeinschaftszentrums sowie verschie-

dene kleinere Investitionsvorhaben. Nicht umgesetzt beziehungsweise weiter verschoben wurden hingegen 

die Projekte im Dorfzentrum sowie die geplante Asylunterkunft. Die Verschiebung von Investitionen wird auf-

grund der anhaltenden Teuerung in der Zukunft zusätzliche Kosten verursachen. 

 

Aufgrund der tiefen Investitionstätigkeit und des guten Rechnungsergebnisses resultiert ein Finanzierungs-

überschuss von CHF 10,1 Mio. Die Bilanzsumme beläuft sich per Ende 2025 auf CHF 222,2 Mio. Das Netto-

vermögen erhöhte sich auf CHF 61,3 Mio. Die liquiden Mittel belaufen sich auf rund CHF 95 Mio. Damit ist 

die Gemeinde finanziell insgesamt sehr solide aufgestellt und kann die anstehenden grossen Investitionen 

aus eigenen Mitteln finanzieren. Die finanzielle Ausgangslage für die kommenden Jahre ist entsprechend 

erfreulich. 

 

Bericht der Rechnungsprüfungskommission (Präsident Dominik Ziegler) 

Der Präsident der Rechnungsprüfungskommission (RPK) Dominik Ziegler erläutert, dass die Jahresrech-

nung gemäss Gemeindegesetz in zwei Schritten geprüft wird. Die finanztechnische Prüfung wurde durch die 

BDO AG durchgeführt. In ihrem Prüfbericht vom 22. April 2026 hält die Revisionsstelle verschiedene Fest-

stellungen und Empfehlungen fest und empfiehlt die Genehmigung der Jahresrechnung 2025. 

 

Die finanzpolitische Prüfung erfolgte durch die RPK. Dabei ist diese zum Schluss gekommen, dass die Ab-

weichungen gegenüber dem Budget nachvollziehbar begründet, finanzrechtlich zulässig und insgesamt fi-

nanziell angemessen sind. 

 

Der ausgewiesene Ertragsüberschuss von CHF 6,3 Mio. ist als erfreulich zu bezeichnen. Dieser ist insbe-

sondere auf höhere Steuererträge aus Vorjahren sowie auf höhere Grundstückgewinnsteuern zurückzufüh-

ren. Gleichzeitig ist darauf hinzuweisen, dass solche Steuererträge nur schwer prognostizierbar seien und 

stark vom wirtschaftlichen Umfeld abhängen würden. Entsprechend könne sich die Entwicklung in den 

nächsten Jahren auch plötzlich wieder deutlich anders präsentieren. 

 

Auf der Aufwandseite verweist die RPK auf die demografisch bedingten Kostensteigerungen. Insbesondere 

die Aufwendungen für die Pflegefinanzierung und die Ergänzungsleistungen seien nur beschränkt beein-

flussbar und würden tendenziell weiter ansteigen. Anders verhält es sich bei den Personalkosten. Hier stelle 

sich die grundsätzliche Frage, welchen Umfang an Verwaltungsdienstleistungen sich die Gemeinde künftig 

leisten wolle. Einmal geschaffene Stellen werden in der Regel langfristig bestehen bleiben. Die RPK erwartet 

deshalb, dass durch Digitalisierung und Effizienzsteigerungen Möglichkeiten zur Begrenzung des Personal-

wachstums geprüft werden. Die Entwicklung der Personalkosten wird von der RPK weiterhin aufmerksam 

verfolgt. 
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Bezüglich der nachverrechneten Abfallgebühren ist daran zu erinnern, dass aufgrund der gesetzlichen Ver-

jährungsfristen lediglich die letzten fünf Jahre in Rechnung gestellt werden konnten. Für die weiter zurücklie-

genden Jahre muss die Gemeinde auf die Einnahmen verzichten. Die Verwaltung habe inzwischen organi-

satorische Massnahmen getroffen, um ähnliche Fehler künftig zu verhindern. 

 

Weiter hält die RPK fest, dass dem hohen Ertragsüberschuss eine ausserordentlich tiefe Investitionstätigkeit 

gegenübersteht. Ohne Kenntnis der Hintergründe könnte dieses Ergebnis irreführend erscheinen. Die be-

reits beschlossenen Investitionsvorhaben müssen nun konsequent vorangetrieben werden, um weitere Ver-

zögerungen und zusätzliche Kosten infolge der Bauteuerung zu vermeiden. 

 

Abschliessend ist zu betonen, dass sich die Gemeinde Zumikon in einer sehr komfortablen finanziellen Lage 

befindet. Dank der hohen Liquidität und des beträchtlichen Eigenkapitals kann die Gemeinde die anstehen-

den Investitionen ohne Aufnahme von Fremdkapital finanzieren. Die RPK empfiehlt der Gemeindeversamm-

lung aus diesen Gründen die Genehmigung der Jahresrechnung 2025. 

 

Diskussion 

Das Wort wird nicht gewünscht.  

 

Abstimmung  

Die Jahresrechnung 2025 wird, durch Handerheben, ohne Gegenstimme, genehmigt. 
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Gemeindeversammlung  

vom Dienstag, 9. Juni 2026 
 

 

Beleuchtender Bericht. 
 

Traktandum Nr. 2  

6.4.2.2 

 Anpassung Gebührenverordnung im Zusammenhang mit dem neuen  

Parkierungskonzept. Kenntnisnahme und Genehmigung. 

   

Antrag  Der Gemeinderat beantragt der Gemeindeversammlung zu beschliessen: 

   

  1. Das Parkierungskonzept vom 2. März 2026 sowie das Parkierungsreglement 

vom 30. März 2026 werden zur Kenntnis genommen. 

 

2. Die Änderung von Art. 37 der Gebührenverordnung wird genehmigt. 

 

3. Die geänderte Gebührenverordnung wird nach der Genehmigung durch die Ge-

meindeversammlung sowie dem Eintritt der Rechtskraft, voraussichtlich per 

1. Januar 2027, in Kraft gesetzt. Der Gemeinderat wird ermächtigt, den definiti-

ven Zeitpunkt festzulegen; dies gilt insbesondere für den Fall eines Rechtsmit-

telverfahrens. 

 

   

 

Kurzfassung 

  

Der Gemeinderat hat mit Beschluss vom 2. März 2026 auf verschiedene 

Rückmeldungen der Bevölkerung hin ein Parkierungskonzept verabschiedet. 

Dieses soll eine einheitliche Regelung der Benutzung der bestehenden Park-

plätze in der Gemeinde schaffen.  

 

Bis heute gilt in Zumikon auch im Zentrum mehrheitlich die Parkzeitbeschrän-

kung gemäss Polizeiverordnung der Gemeinde Zumikon, wonach Fahrzeuge 

nicht länger als 72 Stunden stehen gelassen werden dürfen. Die wenigen be-

stehenden Parkzeitbeschränkungen sind zudem uneinheitlich geregelt. Dies 

führt vor allem im Zentrum zu unerwünschtem Dauerparkieren, oft auch durch 

auswärtige Fahrzeuge.  

 

Ziele des Konzepts sind die Gewährleistung des Parkierens im Zentrum, die 

Vermeidung von unerwünschtem Langzeitparkieren und die Privilegierung von 

Anwohnerinnen und Anwohnern sowie dem Zumiker Gewerbe durch günstige 

Parkkarten. Die Herausgabe von Parkkarten braucht eine Grundlage in der  
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  Gebührenverordnung weshalb deren Art. 37 mit einem entsprechenden dritten 

Absatz wie folgt ergänzt werden soll: 

"3 Für Anwohner- und Gewerbe-Parkkarten wird eine marktübliche Gebühr er-

hoben. Die Bezugskriterien ergeben sich aus dem Parkierungskonzept bzw. 

dem zugehörigen Parkierungsreglement." 

 

Der Gemeinderat empfiehlt die Annahme der Vorlage. 

 

   

Erläuterungen 

Ausgangslage 

 In der Vergangenheit kam es immer wieder zu Reklamationen aus der Bevölkerung, 

dass die öffentlichen Parkplätze in Zumikon von auswärtigen Personen oft langfristig 

belegt werden. Diese Möglichkeit wird einerseits von Mitarbeitenden in Zumiker Be-

trieben, z.B. bei den Grossverteilern, genutzt, anderseits aber auch von Personen, 

die ihr Fahrzeug tagsüber in Zumikon abstellen, um dann in die Stadt zu fahren. 

 

Auf den öffentlichen Parkplätzen der Gemeinde Zumikon gilt bis heute die Parkzeit-

beschränkung gemäss Polizeiverordnung der Gemeinde Zumikon, wonach Fahr-

zeuge bis zu 72 Stunden stehen gelassen werden dürfen. Dies gilt auch für die 

weiss-markierten Parkplätze in den zentrumsnahen Wohnquartieren. Dies führt 

dazu, dass die öffentlichen Parkplätze als Dauerparkplätze genutzt werden. 

Dadurch fehlen sie oft Kunden der Gewerbebetriebe, Handwerkern im Einsatz, Be-

suchern oder auch Eltern als Kurzzeitparkplätze. 

   

Ziele des  

Parkierungskonzepts 

 Die öffentlichen Parkplätze sollen allen Verkehrsteilnehmenden gleichermassen zur 

Verfügung stehen. Die zentrumsnahen Parkplätze sollen vor allem Personen zur 

Verfügung stehen, die Termine, Besorgungen oder Besuche im Dorfzentrum ma-

chen wollen, was bedingt, dass diese Parkplätze nicht langfristig belegt werden. Es 

soll zusätzlich kurzfristige Parkplätze im Dorfzentrum geben, die für Einkäufe etc. 

zur Verfügung stehen. An der Peripherie des Dorfes sollen auch weiterhin längerfris-

tige Parkmöglichkeiten zur Verfügung stehen.  

 

Die Einwohnerinnen und Einwohner von Zumikon sowie das Zumiker Gewerbe sol-

len gegenüber auswärtigen Personen privilegiert werden, indem sie zu günstigen 

Konditionen Anwohner- und Gewerbe-Parkkarten erwerben können, welche ihnen 

ermöglichen, ohne zeitliche Beschränkung auf weissen Parkfeldern in zentrumsna-

hen Wohnquartieren in Zumikon zu parkieren.  

 

Die Parkplatzbewirtschaftung soll einfach und kostengünstig und mit möglichst we-

nig Aufwand zu kontrollieren sein. Sodann sollen die Parkzeiten auf dem Gemeinde-

gebiet vereinheitlicht werden.  

   

Wesentliche  

Elemente des  

Parkierungskonzepts 

 Folgende Parkierungsbereiche werden im Wesentlichen definiert: 

• Weiss markierte Parkplätze in zentrumsnahen Wohnquartieren für Anstösser mit 

zeitlicher Beschränkung auf 4 Stunden, 

• Weiss markierte, gebührenpflichtige Parkplätze mit zeitlicher Beschränkung, 
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• Weiss markierte, zeitlich beschränkte Parkplätze ohne Gebühren, 

• Blau markierte Parkfelder, 

• Parkbereiche ausserhalb zentrumsnaher Wohnquartiere. 

 

 

 

Zentrumsnahe Parkplätze mit zeitlicher Beschränkung auf 4 Stunden  

(grüne Bereiche in Karte) 

 

Die Parkfelder auf folgenden Strassen werden zeitlich auf 4 Stunden Parkzeit be-

schränkt und mit dem Hinweissignal "Parkieren mit Parkscheibe" sowie der Zusatz-

tafel "Montag bis Samstag, 08.00 bis 18.00 Uhr, max. 4 Stunden" ausgerüstet. Zu-

dem wird die Bevorzugung von Anwohnenden durch Bezug einer Parkkarte mit dem 

Zusatz "Mit Parkkarte P8126 unbeschränkt" signalisiert. 

 

Hierbei handelt es sich um folgende Strassen: 

• Dorfstrasse (Bereich 1, ca. 34 PP - bisher 72 Stunden) 

• Ebmatingerstrasse (Bereich 2, 5 PP - bisher 6 Stunden)  

• Farlifangstrasse, strassenseitig (Bereich 3, 11 PP - bisher 72 Stunden)  

• In der Gand-Strasse (Bereich 5, 24 PP - bisher 72 Stunden)  

• Leugrueb (Bereich 6, 24 PP - bisher 72 Stunden)  

• Mettelacher (Bereich 7, 8 PP - bisher 72 Stunden)  

• Peteracher (Bereich 8, 3 PP - bisher 72 Stunden)  

• Waltikon (Bereich 9, 2 PP - bisher 72 Stunden, innerhalb Fahrverbot)  

• Thesenacher (Bereich 10, ca. 20 PP - bisher 72 Stunden)  

• Tobelmülistrasse (Bereich 11, ca. 20 PP - bisher 72 Stunden) 

• Geissacher (Bereich 12, 4 PP - bisher 72 Stunden)  

• Unterdorfstrasse (Bereich 13, 2 PP - bisher blaue Zone)  

• Grundstrasse, östlich der Forchstrasse (Bereich 14, 4 PP - bisher Mo-Sa, 07.00 

bis 24.00 Uhr max. 6 Stunden)  

• Grundstrasse, westlich der Forchstrasse (Bereich 15, 8 PP - bisher 72 Stunden)  
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• Fallacher (Bereich 20, 3 PP - bisher max. 6 Stunden)  

• Huebstrasse, Parkplatz Rietbach (Bereich 21, ca. 15 PP - bisher Mo-Sa, 07.00 

bis 24.00 Uhr, max 15 Stunden)  

• Süessplätz-Weg, Schiessplatz Breitwies (Bereich 25, ca. 20-25 PP - bisher Mo-

Sa, 07.00 bis 24.00 Uhr, max. 15 Stunden)  

• Chapfstrasse (Bereich 30, 8 PP - bisher gebührenpflichtige Parkfelder, max. 30 

Min)  

 

Priorisierung mittels Anwohner- und Gewerbe-Parkkarte 

 

Der Erwerb der Parkkarte P8126 priorisiert Anwohnende sowie lokale Gewerbebe-

triebe und ermöglicht das Parkieren über die signalisierte Parkzeit hinaus. Die Park-

karte P8126 berechtigt zum zeitlich unbeschränkten Parkieren auf weiss markierten 

Parkplätzen innerhalb der auf 4 Stunden zeitlich beschränkten Parkbereiche. Ein 

Anspruch auf einen bestimmten Parkplatz besteht mit einer Parkkarte nicht. Parkfel-

der können nach wie vor bei Bedarf (z.B. Winterdienst oder Veranstaltungen) durch 

entsprechende Signalisation temporär gesperrt werden. 

 

Auf gebührenpflichtigen Parkplätzen sowie auf blau markieren Parkplätzen hat die 

Parkkarte P8126 keine Gültigkeit. 

 

Parkbereiche ausserhalb des Zentrums und der Gewerbezone 

 

Die Parkregelung ausserhalb des Zentrums von Zumikon, namentlich in den dezent-

ralen Wohnquartieren, soll beibehalten werden. Fahrzeuge dürfen in diesen Quartie-

ren weiterhin gestützt auf die Polizeiverordnung Zumikon während 72 Stunden ab-

gestellt werden, sofern nicht anderweitige Einschränkungen (Parkverbote, Strassen-

breite, Verzweigungsbereiche) das Parkieren untersagen. 

 

Blau markierte Parkfelder 

 

Blaue Parkfelder bzw. Blaue Zonen sind für ein kurzzeitiges Parkieren vorgesehen 

und werden dort angelegt, wo ein reger Wechsel auf den Abstellflächen vorgesehen 

ist. Auf dem Gemeindegebiet Zumikon bestehen blaue Parkfelder in Zentrumsnähe 

• an der Dorfstrasse (Bereich 41), 

• in der Tiefgarage Dorfplatz (Bereich 40),  

• auf dem Friedhofsparkplatz (Bereich 44), 

• in der Bucht beim Schulhaus Farlifang. 

Diese bleiben aufgrund der Lage und der Voraussetzung für die Nutzung als blaue 

Parkfelder bestehen. 

   

Kosten  Die Kosten für die Umsetzung des Parkierungskonzepts werden auf insgesamt ca. 

CHF 20'000.00 bis CHF 30'000.00 geschätzt. Diese entstehen für Anpassungen an 

Signalisationstafeln und Bodenmarkierungen, einzelne neue Tafeln sowie für die An-

schaffung einer neuen digitalen Anwendung und deren Integration auf der offiziellen 
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Website der Gemeinde, welche ermöglicht, die Parkkarten online zu erwerben. 

Demgegenüber sind die jährlichen Einnahmen schwierig einzuschätzen, dürften sich 

aber auf einen ähnlich hohen Betrag belaufen.  

   

Änderung der 

Gebührenverordnung 

 Die Grundsätze der Gebührenerhebung sind nach Art. 15 Ziff. 4 der Gemeindeord-

nung durch die Gemeindeversammlung in der Gebührenverordnung (GebVO) zu er-

lassen. Entsprechend sind die Grundsätze der Erhebung einer Gebühr für die An-

wohner- und Gewerbe-Parkkarte in der GebVO zu regeln. Die konkreten Tarife kön-

nen dann im Nachhinein durch den Gemeinderat im Gebührentarif festgesetzt wer-

den. Dabei sollen die Tarife in den Nachbargemeinden als Richtwerte genommen 

werden. In der Gemeinde Küsnacht kostet die Parkkarte für Anwohner beispiels-

weise CHF 40.00 pro Monat, in der Gemeinde Zollikon CHF 20.00 pro Monat. 

 

Konkrete Ergänzung in der Gebührenverordnung 

 

Art. 37 GebVO (Parkiergebühren) wird mit einem dritten Absatz ergänzt. Dieser lau-

tet wie folgt:  

 
3 Für Anwohner- und Gewerbe-Parkkarten wird eine marktübliche Gebühr er-

hoben. Die Bezugskriterien ergeben sich aus dem Parkierungskonzept bzw. 

dem zugehörigen Parkierungsreglement.  

 

Das Parkierungsreglement, welches sich auf das Parkierungskonzept abstützt, be-

findet sich in der Auflage für die Gemeindeversammlung. Im Reglement werden u.a. 

die Parkraumzonen festgelegt, die Berechtigungen für Parkkarten definiert sowie die 

Gebührenpflicht und weitere Details zur Ausstellung von Bewilligungen festgehalten. 

   

Inkraftsetzung  Das neue Parkierungskonzept sowie die geänderte GebVO sollen nach der Geneh-

migung durch die Gemeindeversammlung sowie dem Eintritt der Rechtskraft per 

1. Januar 2027 in Kraft gesetzt werden. Der Gemeinderat wird ermächtigt, den defi-

nitiven Zeitpunkt des Inkrafttretens festzulegen. Dies gilt insbesondere bei Verzöge-

rungen, welche durch ein allfälliges Rechtsmittelverfahren ausgelöst werden. 

   

Zuständigkeit  Gemäss Art. 15 Ziff. 4 der Gemeindeordnung ist die Gemeindeversammlung zustän-

dig für die Festsetzung der Grundsätze der Gebührenerhebung bzw. für Änderun-

gen an der Gebührenverordnung.  

Für zukünftig erforderliche Anpassungen am Parkierungskonzept ist der Gemeinde-

rat ermächtigt, diese in eigener Kompetenz festzusetzen.  

   

Empfehlung 

 

 Eine einheitliche und bürgerfreundliche Regelung der Parkzeitbeschränkungen ist 

im Interesse der Zumikerinnen und Zumiker sowie der Zumiker Gewerbetreibenden 

und ermöglicht, dass die Parkplätze auf dem Gemeindegebiet für alle nutzbar blei-

ben. Die Anwohner und Anwohnerinnen und die Gewerbetreibenden von Zumikon 

werden mit günstigen Parkkarten privilegiert. 
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Der Gemeinderat empfiehlt den Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern die Annahme 

der Vorlage. 

   

Referent  Vorsteherin Tiefbau Beryl Niedermann 

   

  Zumikon, 30. März 2026 

   

  Gemeinderat Zumikon  

 

 

Stefan Bührer  Martin Sykora  

Gemeindepräsident Stv. Gemeindeschreiber 

   

In der Aktenauflage  • Protokollauszug Gemeinderat vom 2. März 2026 (GR 2026-23) 

• Protokollauszug Gemeinderat vom 30. März 2026 (GR 2026-34) 

• Parkierungskonzept vom 2. März 2026 

• Parkierungsreglement vom 30. März 2026 

• Plan Parkierungskonzept 

• Gebührenverordnung vom 11. Dezember 2017. 
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Referat des Gemeinderats (Vorsteherin Tiefbau Beryl Niedermann) 

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer führt in das Geschäft ein. Er erläutert, dass in den vergangenen Jahren 

vermehrt Rückmeldungen aus der Bevölkerung eingegangen sind, insbesondere aus den zentrumsnahen 

Quartieren. Dabei wurde wiederholt darauf hingewiesen, dass öffentliche Parkplätze von auswärtigen Perso-

nen genutzt werden, welche anschliessend mit der Forchbahn oder anderen öffentlichen Verkehrsmitteln 

nach Zürich weiterreisen. Der Gemeinderat hat diese Anliegen aufgenommen und ein Parkierungskonzept 

erarbeitet. Da für dessen Umsetzung eine Gebührenregelung erforderlich ist, muss die Gemeindeversamm-

lung über die entsprechende Änderung der Gebührenverordnung befinden. Ziel ist explizit nicht die Schaf-

fung oder die Aufhebung von Parkplätzen, sondern eine bessere Regelung und Bewirtschaftung der beste-

henden Parkierungsflächen. Einwohnerinnen und Einwohner von Zumikon sollen dabei von Vorteilen profi-

tieren. 

 

Anschliessend erläutert die Vorsteherin Tiefbau Beryl Niedermann das Geschäft. Sie weist noch einmal da-

rauf hin, dass das eigentliche Parkierungskonzept in der Kompetenz des Gemeinderats liegt und deshalb 

nicht Gegenstand eines Gemeindeversammlungsbeschlusses ist. Die Gemeindeversammlung hat jedoch 

über die notwendige Anpassung der Gebührenverordnung zu entscheiden. Änderungsanträge zum Konzept 

selbst sind nicht möglich. Wer das Parkierungskonzept so nicht will, muss die vorgeschlagene Änderung der 

Gebührenverordnung ablehnen. In diesem Fall würde die heutige Regelung unverändert bestehen bleiben. 

 

Die Parkplatzsituation bzw. die damit verbundene Problematik wurde im Rahmen der Legislaturplanung des 

Gemeinderats als Handlungsfeld aufgenommen. Zur Erarbeitung des Konzepts wurde eine Arbeitsgruppe 

mit Vertretern der Abteilung Tiefbau, der Verkehrsplanung sowie der Gemeindepolizei eingesetzt. Aus ver-

kehrsplanerischer Sicht ist eine Parkplatzbewirtschaftung sinnvoll und auch mit einem verhältnismässigen 

Aufwand umsetzbar. 

 

Als Hauptziele des Konzepts kann eine bessere Verfügbarkeit der Parkplätze durch höhere Fluktuation, eine 

Vereinheitlichung der Parkierungsregelungen innerhalb des Gemeindegebiets sowie die Möglichkeit für Ein-

wohnerinnen und Einwohner, Fahrzeuge längerfristig auf öffentlichen Parkplätzen abzustellen genannt wer-

den. Die Bewirtschaftung soll möglichst einfach und kostengünstig erfolgen. 

 

Bei der bestehenden Regelung bestehen in Zumikon verschiedene Parkierungsregimes. Gebührenpflichtige 

Parkplätze mit Parkuhren befinden sich vor allem in Waltikon. Zudem bestehen Blaue Zonen mit einer Park-

dauer von 1 ½ Stunden beim Friedhof, bei der Zürcher Kantonalbank sowie in der Tiefgarage. Die weissen 

Parkplätze können heute kostenlos während maximal 72 Stunden benutzt werden. 

 

Das neue Parkierungskonzept sieht verschiedene Parkplatzkategorien mit unterschiedlichen Nutzungsbedin-

gungen vor. Die bestehenden Blauen Zonen bleiben grundsätzlich erhalten. Neu wird beim Schulhaus Far-

lifang eine zusätzliche Blaue Zone geschaffen, um die Zu- und Wegfahrt insbesondere im Schulbetrieb bes-

ser zu regeln. Die gebührenpflichtigen Parkplätze in Waltikon und in der Tiefgarage bleiben bestehen. Bei 

der Badi Juch wird eine Parkierungszone mit einer maximalen Parkdauer von zwölf Stunden vorgesehen. 

 

Für die heutigen weissen Parkplätze wird eine neue Regelung eingeführt. Die bisherige maximale Parkdauer 

von 72 Stunden soll durch eine zeitliche Beschränkung von vier Stunden ersetzt werden. Die Begrenzung 
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soll gewährleisten, dass die Parkplätze für Besorgungen, Restaurant- oder Coiffeurbesuche sowie andere 

kurzfristige Nutzungen zur Verfügung stehen und nicht für das tägliche Pendeln zur Arbeit genutzt werden. 

 

Anhand eines Übersichtsplans können die vorgesehenen Zonenkategorien erläutert werden: 

• Rot: gebührenpflichtige Parkplätze in Waltikon und in der Tiefgarage.  

• Blau: bestehende Blaue Zonen beim Friedhof, der Zürcher Kantonalbank und in der Tiefgarage sowie 

die neue Blaue Zone beim Schulhaus Farlifang.  

• Orange: Parkplätze mit einer maximalen Parkdauer von zwölf Stunden bei der Badi Juch.  

• Grüne bzw. weisse Zonen: öffentliche Parkplätze mit einer neuen Höchstparkdauer von vier Stunden.  

 

Eine Parkkarte soll für die Zumiker Einwohnerinnen und Einwohner sowie für das örtliche Gewerbe einge-

führt werden. Diese berechtigt zum zeitlich unbeschränkten Parkieren auf den entsprechenden öffentlichen 

Parkplätzen mit der neuen 4-Stunden-Dauer. 

 

Für auswärtige Personen soll bei Bedarf eine Tagesparkkarte erhältlich sein. Die konkreten Gebühren sind 

noch nicht festgelegt. Der Gemeinderat wird sich dabei aber an den Regelungen vergleichbarer Nachbarge-

meinden orientieren und geht derzeit von Gebühren in einer Grössenordnung von rund CHF 20.00 bis CHF 

40.00 pro Monat aus. In der Öffentlichkeit kursierende Angaben von CHF 480.00 pro Jahr sind so nicht kor-

rekt, da die Gebühren erst nach Annahme der Vorlage durch den Gemeinderat festgesetzt werden. 

 

Es ist zu betonen, dass die neue Regelung für Anwohnerinnen und Anwohner eine Verbesserung gegenüber 

der heutigen Situation darstellen wird. Während bisher nach spätestens 72 Stunden umparkiert werden 

müsse, ermöglicht die Parkkarte künftig ein zeitlich unbeschränktes Parkieren auf öffentlichen Parkplätzen. 

 

Der Gemeinderat verfolgt mit dem neuen Parkierungskonzept keine Einnahmenerhöhung. Gemäss den ge-

setzlichen Vorgaben muss der Gebührenhaushalt kostendeckend ausgestaltet werden. Sollten sich Über-

schüsse ergeben, müssten die Gebühren entsprechend reduziert werden. Die Nutzung öffentlichen Grunds 

verursacht Kosten und soll deshalb nicht kostenlos erfolgen. Gebühren dienen der verursachergerechten 

Finanzierung der öffentlichen Infrastruktur. 

 

Gemeinden wie Zumikon werden aufgrund ihrer guten Erreichbarkeit und attraktiven Infrastruktur stark fre-

quentiert. Kostenlose Langzeitparkplätze seien in ländlichen Regionen eher vertretbar als in Gemeinden mit 

begrenztem Parkraum und hoher Nachfrage. 

 

Zur Umsetzung des Konzepts ist eine Ergänzung von Art. 37 der Gebührenverordnung um einen neuen Ab-

satz erforderlich. Diese Anpassung bildet die rechtliche Grundlage für die Erhebung der vorgesehenen Par-

kierungsgebühren. Bei einer Zustimmung zur Gebührenverordnung wird der Gemeinderat die Gebühren-

höhe festlegen. Anschliessend erfolgen die Signalisation der Parkierungszonen sowie die Einführung des 

Parkkartensystems. Die Umsetzung des neuen Parkierungskonzepts ist auf den 1. Januar 2027 vorgesehen. 
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Bericht der Rechnungsprüfungskommission (Präsident Dominik Ziegler) 

 

Der Präsident der Rechnungsprüfungskommission (RPK) Dominik Ziegler hält einleitend fest, dass die RPK 

erfreulicherweise nicht die Anzahl der Parkplätze, sondern ausschliesslich die finanzpolitischen Aspekte des 

Geschäfts zu beurteilen habe. 

 

Die vom Gemeinderat für die Umsetzung des Parkierungskonzepts veranschlagten Investitionen belaufen 

sich auf rund CHF 20'000.00 bis CHF 30'000.00. Nach Einschätzung der RPK können diese Kosten durch 

die künftigen Einnahmen aus den Parkierungsgebühren und Parkkarten innert kurzer Zeit gedeckt werden. 

Dominik Ziegler weist jedoch darauf hin, dass dieses Modell aus der Sicht der RPK nur unter der Vorausset-

zung funktioniert, dass die gesamte Abwicklung der Parkkarten und Gebühren digital erfolgt. Sollte für die 

Bewirtschaftung des Systems zusätzliches Verwaltungspersonal benötigt oder gar eine neue Stelle geschaf-

fen werden, wäre eine kostendeckende Umsetzung kaum mehr möglich. In diesem Fall würde sich das Ge-

schäft finanziell nicht mehr rechnen. 

 

Die RPK kommt zum Schluss, dass die vorgeschlagene Anpassung der Gebührenverordnung finanzrechtlich 

zulässig sowie wirtschaftlich angemessen ist. Sie empfiehlt der Gemeindeversammlung deshalb, die Vorlage 

des Gemeinderats anzunehmen. 

 

Diskussion 

 

Christian Mathis erklärt, dass er die Vorlage aus rein ökonomischer Sicht grundsätzlich nachvollziehen kann. 

Bei der Beurteilung des Parkierungskonzepts dürfen jedoch nicht ausschliesslich finanzielle Aspekte berück-

sichtigt werden. Vielmehr gilt de, die Vor- und Nachteile der verschiedenen Parkierungssysteme gesamthaft 

abzuwägen. 

Er stellt die heutige Regelung mit einer maximalen Parkdauer von 72 Stunden der neu vorgesehenen Dauer-

parkierung mittels Parkkarte gegenüber. Während bei der bestehenden Regelung eine gewisse Fluktuation 

gewährleistet ist, ermöglicht die neue Lösung, Fahrzeuge über längere Zeiträume - beispielsweise während 

Ferienabwesenheiten - auf öffentlichen Parkplätzen stehen zu lassen. Dies ist für die Benutzer zwar be-

quem, kann aber gleichzeitig zu einer stärkeren dauerhaften Belegung der Parkplätze führen. 

Anhand des nochmals eingeblendeten Parkierungsplans weist er darauf hin, dass sich die neu vorgesehe-

nen Parkierungszonen vorwiegend in Quartieren mit Mehrfamilienhäusern und bereits heute beschränktem 

Parkplatzangebot befinden. Da gemäss den vorgesehenen Bestimmungen grundsätzlich alle Einwohnerin-

nen und Einwohner von Zumikon eine Parkkarte erwerben könnten, sei es beispielsweise möglich, dass Per-

sonen aus anderen Quartieren ihre Fahrzeuge dauerhaft in diesen Gebieten abstellen. Als Beispiel nennt er 

einen Lieferwagen aus dem Chapfgebiet, der künftig legal in der Leugrueb parkiert werden könnte. Dies 

empfinde er gegenüber den betroffenen Quartierbewohnern als problematisch. 

Weiter führt er aus, dass verschiedene der betroffenen Parkplätze in unmittelbarer Nähe von Bahnhöfen o-

der Haltestellen liegen. Als Beispiel nennt er den Bereich Waltikon/Räspweg. Aus seiner Sicht wird das vor-

gesehene System deshalb die sogenannten Parktouristen nicht wirksam verdrängen. Kritisch äussert er sich 

zudem zur geplanten Digitalisierung des Systems. Dadurch werden zusätzliche administrative Abläufe ge-

schaffen. Besonders betroffen sind Handwerker, Lieferdienste und andere gewerbliche Nutzer, welche in 

den betroffenen Quartieren regelmässig Parkplätze benötigen. Diese müssen künftig Parkkarten oder Park-
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berechtigungen erwerben, obwohl das zugrunde liegende Problem aus seiner Sicht nicht besonders ausge-

prägt sei. Er befürchtet zudem, dass die neuen Parkierungsmöglichkeiten von Dauerparkierern, Wohnmobi-

len oder anderen Langzeitnutzern belegt werden könnten. 

Zusammenfassend stellt er die Frage, ob die Gemeinde tatsächlich ein zusätzliches Langzeitparkierungsan-

gebot in Quartieren mit Mehrfamilienhäusern schaffen wolle und ob die vorgesehene Gebührenlösung ver-

hältnismässig sei. Er beantragt deshalb, das Geschäft zur Überarbeitung und erneuten Prüfung noch einmal 

an den Gemeinderat zurückzuweisen. 

 

Julian Penet stellt sich als in Zumikon aufgewachsener Einwohner, als Mitarbeiter der Stahl & Form AG im 

Schwäntenmos sowie als Bewohner der In-der-Gand-Strasse vor. Er spricht sich gegen die Vorlage aus. Er 

erinnert daran, dass er bereits vor rund vier Jahren bei Gemeinderat Epprecht auf die Parkplatzsituation auf-

merksam gemacht habe. Anlass seien die Parkierungsprobleme im Zusammenhang mit den Mitarbeitenden 

von Coop und Migros gewesen. Zudem seien im Zug des Baus des Feuerwehrdepots bestehende Gratis-

parkplätze aufgehoben worden. Dass erst vier Jahre später ein Parkierungskonzept vorgelegt wird, vermittelt 

ihm als direkt betroffener Anwohner das Gefühl, mit seinen Anliegen nicht ernst genommen worden zu sein. 

Julian Penet betont, dass er als Handwerker in seinem Quartier bisher nie Schwierigkeiten gehabt habe, ei-

nen Parkplatz zu finden. Die vom Gemeinderat geschilderte Problemlage kann er deshalb nicht nachvollzie-

hen. Kritisch beurteilt er zudem die finanziellen Auswirkungen der vorgesehenen Parkkarten. Das Quartier In 

der Gand sei im Vergleich zu anderen Wohngebieten eher einkommensschwächer. Gebühren von CHF 

20.00 bis CHF 40.00 pro Monat seien für viele Bewohnerinnen und Bewohner spürbar, zumal die Nutzung 

der öffentlichen Parkplätze bisher kostenlos gewesen sei. Er stellt die Frage, weshalb künftig für etwas be-

zahlt werden muss, das bisher unentgeltlich zur Verfügung gestanden habe. 

Aus seiner Sicht löst das vorgeschlagene Konzept das eigentliche Problem der Wildparkierer nicht. Vielmehr 

würden die direkt betroffenen Einwohnerinnen und Einwohner zusätzlich belastet. Weiter kritisiert er, dass 

der Gemeinderat keine konkreten Angaben zur Umsetzung und Kontrolle gemacht habe. Unklar sei insbe-

sondere, ob die Überwachung durch die Gemeindepolizei oder durch einen privaten Sicherheitsdienst erfol-

gen soll. Bereits heute würden bestehende Parkierungsverstösse seiner Ansicht nach nur unzureichend kon-

trolliert und sanktioniert. Abschliessend widerspricht er einer Darstellung im ZollikerZumiker Boten, wonach 

im Quartier In der Gand zu wenig Besucherparkplätze vorhanden seien. Nach seiner Beobachtung stehen 

genügend Besucherparkplätze zur Verfügung, weshalb die entsprechende Begründung für das Parkierungs-

konzept nicht überzeuge. Er empfiehlt der Gemeindeversammlung, die Vorlage abzulehnen. 

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer weist darauf hin, dass der Gemeinderat die geschilderte Problematik nicht 

selbst konstruiert habe. Anlass für die Erarbeitung des Parkierungskonzepts waren wiederholt eingegangene 

Rückmeldungen und Beschwerden aus der Bevölkerung. Der Gemeinderat hat diese Anliegen aufgenom-

men und geprüft. Das vorliegende Konzept ist als Reaktion auf diese Rückmeldungen entstanden. 

 

Monika Chen, wohnhaft in der Leugrueb, erklärt, dass sie sich bereits im Rahmen der Diskussionen zur Ein-

führung der Tempo-30-Zone mit der vorgesehenen Parkierungsregelung in ihrem Quartier auseinanderge-

setzt habe. Sie stört sich daran, dass als Hauptargument für die neue Parkierungsordnung immer wieder ge-

nannt wird, dass Fahrzeuge länger als die heute zulässigen 72 Stunden auf öffentlichen Parkplätzen stehen 

gelassen werden. Gleichzeitig weist sie darauf hin, dass nicht alle Liegenschaften über genügend private 

Garagen- oder Parkplatzmöglichkeiten verfügen und deshalb viele Bewohner auf öffentliche Parkplätze an-

gewiesen sind. Nach ihrer Einschätzung könnte die Einführung von Anwohnerparkkarten die Situation sogar 

noch verschärfen. Durch die Möglichkeit des zeitlich unbeschränkten Parkierens besteht die Gefahr, dass 
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öffentliche Parkplätze dauerhaft belegt werden und in Quartieren wie der Leugrueb künftig noch weniger 

freie Parkplätze zur Verfügung stehen werden. Sie vertritt die Auffassung, dass die eigentlichen Parkierungs-

probleme nicht in den Wohnquartieren, sondern entlang der Dorfstrasse bestehen. Besonders stossend ist 

für sie, dass künftig die Einwohnerinnen und Einwohner von Zumikon für die Nutzung öffentlicher Parkplätze 

bezahlen müssen und bei Verstössen zusätzlich gebüsst werden können. Auswärtige Fahrzeughalter wer-

den hingegen häufig nur schwer kontrolliert und oftmals gar nicht sanktioniert. 

Sie kritisiert deshalb, dass die Vorlage vor allem die eigenen Einwohner belaste, während die eigentlichen 

Verursacher der Parkierungsprobleme kaum betroffen sind. Aus ihrer Sicht müssten vielmehr die Pendler 

zur Finanzierung der Parkierungsbewirtschaftung beitragen, während für Anwohnerinnen und Anwohner wei-

terhin kostenlose Parkierungsmöglichkeiten bestehen sollten. Aus diesen Gründen spricht sie sich gegen die 

Vorlage aus. 

 

Vorsteherin Tiefbau Beryl Niedermann nimmt zu den vorgebrachten Voten Stellung. Sie räumt ein, dass die 

bestehende 72-Stunden-Regelung in der Vergangenheit möglicherweise nur unzureichend habe kontrolliert 

werden können. Daraus könne jedoch nicht abgeleitet werden, dass diese Regelung als praktikable oder 

langfristig tragfähige Lösung betrachtet werden soll. Aus Sicht des Gemeinderats ist die heutige Regelung 

insbesondere für Einwohnerinnen und Einwohner, die auf öffentliche Parkplätze angewiesen sind, wenig 

zweckmässig. Die Verpflichtung, Fahrzeuge spätestens nach 72 Stunden umzuparkieren, entspreche nicht 

den tatsächlichen Bedürfnissen vieler Betroffener. Sie ist der Meinung, dass Personen mit eigenen Garagen 

oder privaten Parkplätzen aufgrund der neuen Regelung nicht zusätzliche Parkkarten erwerben und ihre 

Fahrzeuge dauerhaft auf öffentlichen Parkplätzen abstellen werden. Der Gemeinderat geht nicht von einer 

solchen Entwicklung aus und erwartet deshalb keine wesentliche Verschärfung der Parkplatzsituation in den 

betroffenen Quartieren. Vielmehr wird die neue Regelung jenen Einwohnerinnen und Einwohnern zugute-

kommen, die tatsächlich auf öffentliche Parkplätze angewiesen sind. Diese erhalten mit der Parkkarte eine 

vergleichsweise kostengünstige und gleichzeitig rechtlich klare Möglichkeit, ihr Fahrzeug dauerhaft und legal 

auf öffentlichen Parkplätzen abzustellen. Abschliessend hält sie fest, dass der Gemeinderat die vorgeschla-

gene Lösung insgesamt als ausgewogen und fair beurteilt. Die neue Regelung schafft für die betroffenen 

Anwohnerinnen und Anwohner mehr Rechtssicherheit und entspricht dem Ziel einer geordneten und verur-

sachergerechten Nutzung des öffentlichen Parkraums. 

 

Lubos Jäger erklärt, dass er seit rund 50 Jahren in Zumikon wohnhaft ist und die Infrastruktur der Gemeinde 

grundsätzlich gut findet. Er findet hingegen die unterschiedlichen Parkzeitregelungen im Bereich der Bahn 

nicht gut. Die unterschiedlichen Beschränkungen von sechs beziehungsweise zwölf Stunden sind insbeson-

dere für Arbeitnehmende wenig zweckmässig. Aus seiner Sicht wäre eine einheitliche Regelung mit einer 

Parkdauer von zwölf Stunden sinnvoller. 

Im Zusammenhang mit dem Thema Park & Ride verweist Jäger auf Beispiele aus Deutschland. Er nennt die 

Stadt München, wo Park- & Ride-Anlagen zu sehr günstigen Tarifen genutzt werden könnten. Dort würden 

Tagesgebühren von ein bis zwei Euro beziehungsweise Monatskarten zu rund 15 Euro angeboten. Er stellt 

fest, dass das bestehende Park- & Ride-Angebot in Zumikon seiner Wahrnehmung nach nur wenig genutzt 

wird, und erkundigt sich, ob dieser Aspekt bei der Erarbeitung des Konzepts berücksichtigt worden ist. 

Weiter weist Jäger auf seiner Ansicht nach ungenutzte Parkplatzkapazitäten im Quartier In der Gandstrasse 

hin (Nummer 15, letztes Haus auf der linken Seite). Er berichtet von einer Besucherin, die einen Parkplatz 

gesucht hat. Obwohl bei der besagten Liegenschaft zahlreiche Besucherparkplätze vorhanden sind, seien 

diese nicht klar gekennzeichnet. Diese würden häufig leer stehen. Er stellt die Frage, ob die bestehenden 

Vorschriften bezüglich Besucherparkplätzen bei Mehrfamilienhäusern noch zeitgemäss sind, insbesondere 
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wenn ein Teil dieser Parkplätze dauerhaft ungenutzt bleibt. Er regt an zu prüfen, ob solche wenig genutzten 

Besucherparkplätze gegen eine angemessene Gebühr vermietet oder anderweitig genutzt werden könnten. 

Dies könnte insbesondere für Haushalte mit mehreren Fahrzeugen eine günstige zusätzliche Parkierungs-

möglichkeit darstellen. Abschliessend fragt er, ob die bestehende Park- & Ride-Regelung sowie die teilweise 

ungenutzten Besucherparkplätze im Quartier In der Gandstrasse bei der Erarbeitung des Parkierungskon-

zepts berücksichtigt worden seien und ob diese Themen in die weiteren Überlegungen des Gemeinderats 

einbezogen werden können. 

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer nimmt Stellung zu den angesprochenen Besucherparkplätzen. Er hält 

fest, dass Besucherparkplätze bei Wohnliegenschaften bewusst vorgesehen sind. Sie sollen sicherstellen, 

dass Besucherinnen und Besucher ihre Fahrzeuge in unmittelbarer Nähe des Zielorts abstellen können und 

nicht gezwungen sind, innerhalb des Gemeindegebiets nach freien Parkplätzen zu suchen. 

 

Vorsteher Hochbau Marc Bohnenblust bestätigt, dass die Erstellung von Besucherparkplätzen bei Wohn-

überbauungen auf den geltenden baurechtlichen Vorgaben der Abteilung Hochbau beruht und weiterhin Be-

standteil der kommunalen Planungsvorschriften ist. 

 

Vorsteherin Tiefbau Beryl Niedermann ergänzt, dass die Besucherparkplätze auf privaten Grundstücken lie-

gen und damit grundsätzlich der Verfügung der jeweiligen Eigentümer unterstehen. Die Gemeinde hat keine 

Möglichkeit, solche privaten Parkplätze in das kommunale Parkierungskonzept einzubeziehen oder deren 

Nutzung zu regeln. Zum Thema Park & Ride erklärt sie, dass eine Ausweitung entsprechender Angebote 

bewusst nicht vorgesehen ist. Der Gemeinderat will vermeiden, zusätzliche Pendlerinnen und Pendler anzu-

ziehen, die ihre Fahrzeuge in Zumikon abstellen und anschliessend mit öffentlichen Verkehrsmitteln nach 

Zürich weiterreisen. Abschliessend hält sie fest, dass die vorliegende Abstimmung im Kern die grundsätzli-

che Frage betreffe, ob öffentliche Parkplätze weiterhin langfristig kostenlos zur Verfügung stehen sollen - 

und damit auch von auswärtigen Personen genutzt werden können - oder ob durch eine Gebührenregelung 

eine gezieltere Bewirtschaftung des öffentlichen Parkraums erfolgen soll. 

 

Gemeindepräsident Stefan Bührer erkundigt sich bei Christian Mathis, wie dessen Votum formell zu verste-

hen ist. Er fragt nach, ob die vorgebrachten Anliegen als Rückweisungsantrag zu verstehen sind, mit dem 

Auftrag an den Gemeinderat, die vorgeschlagenen Änderungen nochmals zu prüfen und eine überarbeitete 

Vorlage auszuarbeiten, oder ob er die Ablehnung der Vorlage empfiehlt. 

 

Christian Mathis erklärt daraufhin, dass er die Vorlage ablehne und er von einer Rückweisung absieht. An-

schliessend wird der Antrag des Gemeinderats nochmals eingeblendet und die Abstimmung eröffnet. 

 

Abstimmung  

 

Der Änderung der Gebührenverordnung, basierend auf dem Parkierungskonzept sowie dem Parkierungsreg-

lement, wird, durch Handerheben, mit 72 Ja-Stimmen zu 53 Nein-Stimmen, zugestimmt. 
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Schluss der Versammlung 

Die Gemeindeversammlung erhebt keine Einwände gegen die Geschäftsführung. Sie nimmt Kenntnis von 

der Rechtsmittelbelehrung über die Auflage und für die Anfechtung des Protokolls und zur Anfechtung der 

gefassten Beschlüsse. 

 

Informationen aus dem Gemeinderat  

Nach dem Abschluss der ordentlichen Gemeindeversammlung nutzt der Vorsteher Liegenschaften die Gele-

genheit, um über den Stand der Projekte im Dorfzentrum zu informieren. Der Gemeindepräsident informiert 

über die Einzelinitiative "Dorfplatzgastronomie geöffnet lassen", die der Gemeinderat als ungültig erklärt hat.  

 

Verabschiedung scheidende Behördenmitglieder.  

Da es sich um die letzte Gemeindeversammlung der laufenden Legislatur handelt, nutzt der Gemeindepräsi-

dent die Gelegenheit, um die scheidenden Behördenmitglieder öffentlich zu verabschieden. Diese sind offizi-

ell noch bis 30. Juni 2026 im Amt. Am 1. Juli 2026 beginnt die neue Amtsdauer. Der mehrjährige Einsatz der 

folgenden Personen wird bestens verdankt:  

• Lukas Fischer, RPK, 2022 - 2026 

• Martin Welser, RPK, 2018 - 2026 

• Raphael Widmer, RPK, 2014 - 2026 

• David Stierli, Sozialbehörde, 2016 - 2026 

• Nicole Ziegler, Sozialbehörde, 2018 - 2026 

• Pierre Angst, Schulpflege, 2010 - 2026 

• Brigit Piaz, Schulpflege, 2018 - 2026 

• Marc Bohnenblust, Gemeinderat, 2011 - 2026 

• Beryl Niedermann, Gemeinderat, 2022 - 2026 

• Mirco Sennhauser, Gemeinderat, 2022 - 2026  

 

Für die Richtigkeit: 

 

 

Stefan Bührer Thomas Kauflin 

Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 

 

 

 


